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Abstract1 

China’s legal reforms since the Qing dynasty are 
a result of various modernization developments. 
The political unification of the Republic of 
China in 1928 created a variety of legal norms, 
some of which still endure Taiwan today and 
also influen-ced the modern law of the People's 
Republic of China. Furthermore, China before 
1949 brought forth outstanding world renown 
law experts. 

 

Zu Unrecht wird eine wichtige rechtshistori-
sche Epoche Chinas dadurch ignoriert, dass 
etliche Autoren zwar die philosophischen Para-
digmen der Rechtssetzung und genüsslich grau-
sam-skurrile Erscheinungen des Strafrechts alter 
Dynastien in aller Breite darstellen, um sich 
sprunghaft der Ende 1949 gegründeten Volks-
republik zu widmen. Dabei war gerade die erste 
Hälfte des 20. Jahrhunderts reich an Rechtsin-
novationen.  

Im 19. Jahrhundert war China ein armer, 
gedemütigter und schwacher Staat. Ursächlich 
dafür waren die Erstarrung der Verwaltung, 
innere Konflikte und die Aggression fremder 
Mächte.  Aus diesem Notstand erwuchs eine 
„Selbststärkungsbewegung“, welche sich ab 
1894 in zwei Lager spaltete: ein systemkonfor-
mes, monarchistisch-reformerisches um Kang 
Youwei ( 康 有 為 ) und ein republikanisch-
revolutionäres um Sun Yatsen (孫逸仙). Beiden 
war gemeinsam, China zu modernisieren, seine 
Souveränität wieder zu erlangen und den Staat 
zu demokratisieren. Zwar fand Kang bei Kaiser 
Guangxu (光緒) mit seinen Vorschlägen Gehör, 
der während seiner „Hundert-Tage-
Reform“ wichtige Gesetze in Kraft setzte, die 
aber nach einem Putsch seiner Tante, Kaiserin-
witwe Cixi (慈禧), und ihres Günstlings Yuan 
Shikai (袁世凯 ) aufgehoben wurden. Hierzu 
gehörten ua. eine umfassende Verwaltungsre-
form und eine Rechtsbereinigung. Obgleich 
                                                           
1 Dieser Beitrag ist Prof. Dr. Gerhard Köbler zu seinem 

80. Geburtstag gewidmet. 

beide politische Führer ins Ausland fliehen 
mussten, wuchs ihr Einfluss in der Bevölkerung, 
sodass unter diesem Druck ausgerechnet Yuan 
Shikai Reformen zur Staatsverwaltung einleitete. 
Als Gouverneur hatte Yuan 1907 in der Stadt 
Tianjin (天津) sogar Wahlen für den Stadtrat 
zugelassen. 2  

Ferner erließ der Hof 1908 ein 
Organisationsgesetz für Provinzialparlamente, 
die erstmals 1909 von privilegierten Männern 
gewählt wurden. Weitergehende Umgestaltungs-
bemühungen schlossen die Richtlinien einer 
Verfassung von 1908 und die Vorverfassung des 
Chinesischen Reiches vom 13. September 1911 
ein, deren Inkrafttreten mit dem Ausbruch der 
republikanischen Revolution vom 10. Oktober 
1911 wirkungslos blieb. Jene Verspätung der 
Reformen war mit ursächlich für den Untergang 
der Monarchie. 3 

Trotz des Untergangs des Ancien Régimes 
blieb eine Errungenschaft erhalten, nämlich die 
Einrichtung von Lehrinstitutionen für die 
Juristenausbildung, wie etwa die Rechtsfakultät 
der Kaiserlichen Universität in Beijing, die 1904 
gegründet wurde und noch heute existiert. 4 

Die aus der Revolution hervorgegangene 
Republik China bot bereits bei den Aprilwahlen 
des Jahres 1912 ein Novum, als erstmals drei 
weibliche Abgeordnete in das Guangdonger 

                                                           
2 Nathan, Chinese Democracy, S. 45; Weyrauch, Chinas 

demokratische Traditionen, S. 28 ff., 42 ff.; Sattler-
von Sivers, Die Reformbewegung von 1898, S. 71. 

3  Weber-Schäfer, Die republikanische Bewegung, S. 94; 
Fincher, Chinese Democracy, S. 78, 100, 142 ff. 

4  Hao, Peking University and the Origins of Higher 
Education in China, S. 316; Peking University Law 
School, http://www.isd.pku.edu.cn/index.php?m= 
con-
tent&c=index&a=show&catid=132&id=65&WebShi
eldDRSessionVerify=giqtVFrhfqtPNI3arPn1, Abruf 
am 14.03.2018. 
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Parlament einzogen und zu Pionieren des 
Frauenwahlrechts wurden.1 

Die Republik war zudem von Beginn an ein 
Staat, der nach einem Legalitätsprinzip agieren 
sollte. Dies geschah mittels einer provisorischen 
Verfassung, doch bestand die Malaise dieser 
gerade entstandenen Entität hauptsächlich in der 
Zersplitterung der Macht, insbesondere 
zwischen dem Revolutionsbund Tongmenghui 
(同盟會) und den zu Republikanern gewende-
ten Monarchisten mit militärischem Hintergrund, 
wozu Yuan Shikai gehörte und sogar das Amt 
des Präsidenten bekleidete. Immerhin konnten 
unter diesen Rahmenbedingungen im Jahr 1913 
erstmals landesweite Wahlen stattfinden. Die aus 
dem Tongmenghui entstandene Nationalpartei 
Chinas (Zhongguo Guomindang 中國國民黨) 
wurde hierbei Siegerin in beiden Parlament-
skammern. Dieser Erfolg nützte ihr allerdings 
nichts, da Yuan Shikai putschte und die Wahl-
sieger blutig verfolgte. Ihr Verfassungsprojekt 
ersetzte Yuan durch ein ihm genehmes Geset-
zeswerk. Nach Yuans Tod 1916 verblieb die 
Republik in einer konzeptionslosen Rechtssitua-
tion, in der sich provisorische Verfassungen 
ablösten und einzelne Warlords einen 
zwölfjährigen Bürgerkrieg ausfochten. 2 

Die Guomindang wiederum nutzte die Ani-
mositäten unter den mächtigen Warlords für 
ihre Regeneration und den Aufbau einer eigenen 
Armee, die sich unter dem Kommando General 
Jiang Jieshis (Chiang Kaishek 蔣介石) befand. 
In dieser Zeit entstanden lediglich einige vorläu-
fige bzw. provisorische Verfassungen, Prozess-
ordnungen, ein Gerichtsverfassungsgesetz und 
Handelsgesetze. 3  

Erst im Jahr 1928 gelang es Jiang Jieshi, Chi-
na größtenteils militärisch und politisch zu ver-
einigen. Mit der Einrichtung einer Zentral-
regierung in Nanjing blühte das Rechtswesen 
der Republik China auf. Es fußte auf der zur 
Staatsideologie der Drei Prinzipien des Volkes 
erhobenen Vorstellungen des 1925 verstorbenen 
Parteiführers Sun Yatsen, zu denen nationale 
Unabhängigkeit, Sozialstaatlichkeit und Demo-

                                                           
1  Freudenberg. Die Frauenbewegung am Ende der 

Qingdynastie, S. 328 ff.; Weyrauch, Chinas demokrati-
sche Traditionen, S.77. 

2  Weyrauch, Chinas demokratische Traditionen, S. 68 
ff., 88 ff. 

3  Weggel, Chinesische Rechtsgeschichte, S. 242. 

kratie gehörten. Ferner übernahm der Staat Suns 
Konzept einer Fünf-Gewalten-Teilung aus 
Regierung (Exekutivhof), Zwei-Kammern-
Parlament (Nationalversammlung und Legisla-
tivhof), Judikativhof, Prüfungshof (zuständig für 
staatliche Prüfungen) und Kontrollhof (zur 
Überwachung der übrigen Verfassungsorgane). 4  

Das Demokratiekonzept sah vor, das Staats-
volk auf seine künftigen Rechte und Pflichten 
innerhalb des komplizierten Verfassungsgebildes 
in einer zeitlich begrenzte Anleitungsphase vor-
zubereiten, welche eine Rechtsgrundlage durch 
das ‚Vorläufige Organisationsgesetz für die 
Anleitungsphase‘(Zhonghua Minguo Xunzheng 
Shiqi Yuefa 中華民國訓政時期約法) erhielt. 
Das in sieben Kapitel und 48 Artikel gegliederte 
Werk regelte das Recht der Regierung, der Ver-
waltung, der Gesetzgebung, der Judikative, des 
Prüfungshofes und schließlich auch des Kon-
trollhofes. 5 

Die Flut neuer Gesetze eröffnete 1928 das 
Copyrightgesetz, 1929 gefolgt von einer Regie-
rungsanordnung zum Schutz der Menschenrech-
te, einem Strafgesetz für Militärangehörige, dem 
Allgemeinen Teil des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches, dem Allgemeinen Teil des Einführungsge-
setzes zum BGB, den Vorschriften zur Regist-
rierung juristischer Personen, dem Wertpapier-
gesetz, 1930 dem Schuldrechts- und Sachen-
rechtsteil des BGB, 1931 dem Schifffahrtsgesetz, 
dem Handelsmarkenschutzgesetz, dem  Famili-
enrechtsteil des BGB, das die Einehe auf freier 
Willensentscheidung beider Partner festlegte 
und das Konkubinat verbot, dem  Familien-
rechtsteil des Einführungsgesetzes zum BGB, 
dem Erbrechtsteil des BGB mit dem entspre-
chenden Einführungsgesetz, dem Gesellschafts-
gesetz, 1932 dem Verwaltungsvollstreckungsge-
setz, 1933 dem Verwaltungsverfahrensgesetz, 
1934 dem Gesetz über das Kriegsrecht, 1935 
dem Zivilverfahrensgesetz, dem Strafverfah-
rensgesetz, dem Gerichtsverfassungsgesetz, dem 
Strafgesetz, dem Einführungsgesetz zum Straf-
gesetz, dem Konkursgesetz und schließlich als 
wichtige Menschenrechtsvorschrift dem Habeas 
Corpus-Gesetz. 6 

                                                           
4  Weyrauch, Sanmin Zhuyi – Sun Yatsens Staatslehre, 

S.  
5  Chiang, Die Wandlungen im chinesischen Verfas-

sungsrecht, S. 95, 228 ff. 
6  Kang, Compilation of the Laws of the Republic of 

China, Bd. 1, S. 51 ff., 83 ff., 89 ff., 221 ff., 225 ff., 
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Gerade im Zivilrecht Chinas zeigte sich die 
Rezeption des kontinental-europäischen Rechts, 
u.a. des deutschen BGB, einschließlich der Me-
thodik des Abstraktionsprinzips, d.h. der Tren-
nung von schuldrechtlichen und sachenrechtli-
chen Akten. 1 

Auch im Bereich neuer Menschen- und Bür-
gerrechtsnormen fand die Rezeption 
ausländischer Vorbilder statt. Die erwähnte 
Anordnung zum Schutz der Menschenrechte 
lautete wie folgt: „Die Menschenrechte werden 
in jedem Staat der Welt durch das Gesetz ge-
währleistet. Die Basis für die Herrschaft des 
Gesetzes muss während der Periode der poli-
tischen Anleitung geschaffen werden. Für alle 
Individuen und Organisationen, die unter der 
Rechtsgewalt der Republik China stehen, gilt 
daher in gleicher Weise, dass sie nicht 
rechtswidrige Handlungen begehen und damit 
die körperliche Unversehrtheit, die Freiheit oder 
das Eigentum anderer Personen verletzen. Wer 
dagegen verstößt, wird den Gesetzen entspre-
chend hart bestraft. Verwaltungs- und Justizbe-
hörden wird aufgegeben, Folge zu leisten.“ 2 

Die Gesetze der Republik China hatten 
dagegen in den Sowjetgebieten der Kommu-
nistischen Partei Chinas keine Gültigkeit, da sich 
die Aufständischen nicht an das „bürger-
liche“ Recht gebunden fühlten und sich mit 
einer eigenen Verfassung von 1931 einen 
Rechtsrahmen schufen. 3  

Die vorläufige Verfassung der Republik 
China für die Anleitungsphase (Xunzheng Shiqi 
訓政時期) vom 5. Mai 1936 bestand aus acht 
Kapiteln mit 89 Artikeln. In drei von fünf Arti-
keln des ersten Kapitels über die Staatsgrundsät-
ze wurden Staatsgebiet, Staatsgewalt, Staatsvolk 
sowie die Staatsform definiert. Zudem beschrieb 
Artikel 4 die Staatsflagge, während Artikel 5 
Nanjing als Hauptstadt festlegte. Im folgenden 

                                                                                
285 ff., 269 ff., 303 ff., 307 ff., 327 ff., 333 ff., 467 ff., 
511 ff., 574 ff., 733 ff., 827 ff., Bd. 2, S. 3 ff., 41 ff., 57 
ff., 107 ff., 139 ff., 281 ff., 284 ff., 333 ff., 487 ff., 497 
ff., 503 ff.; Weyrauch, Chinas unbeachtete Republik, 
Bd. 1, S. 145, ders., Chinas demokratische Traditio-
nen, S. 164 ff.   

1  Bu, Die Rezeption des Ausländischen Rechts in 
China, S. 3 f.; Mi, Deutsches Recht in China seit der 
Politik der Reform und Öffnung, S. 32.  

2  Weyrauch, Chinas unbeachtete Republik, Bd. 1, S. 145 
3  Zum Recht in der Sowjetregion Ruijin vgl. Messmann, 

Chinas Weg in der Gesetzgebung, S. 50. 

Kapitel wurden Grundrechte und -pflichten des 
Volkes umrissen. Kapitel 3 enthielt die Bestim-
mungen über die Anleitungsphase, gefolgt von 
einem Kapitel über das Wirtschaftsleben des 
Volkes. Die eigentlichen staatspolitischen Bil-
dungsmaßnahmen waren Gegenstand des fünf-
ten Kapitels und stellten eine Konkretisierung 
zu den zeitlich begrenzten Rahmenbedingungen 
des dritten Kapitels dar. Kompetenzbegrenzun-
gen zwischen Zentral- und Provinzregierungen 
behandelte das sechste und die Regierungsorga-
nisation das siebte Kapitel. Das achte Kapitel 
enthielt lediglich Schlussbestimmungen, welche 
die Guomindang gegenüber anderen gesell-
schaftlichen Kräften privilegierten.4 

Hervorzuheben sind Rechtsentwicklungen, 
mit denen sich die Republik China in dieser Zeit 
zumindest konzeptuell zu einem modernen Staat 
machte. Priorität beim Nation Building und dem 
Bestreben nach Good Governance hatte die 
Einrichtung zeitgemäßer Verfassungsorgane und 
die Führung einer effizienten Verwaltung. Diese 
musste für das Wohl der Bürger sorgen, was ein 
Gesetz über Verwaltungsrechtsmittel aus dem 
Jahr 1937 zum Schutz vor Behördenwillkür 
unterstrich. 5 

Hinzu kamen neue Rechtsvorstellungen, 
welche Teil beachtlicher Reformwerke wurden. 
Unter schwierigen Bedingungen bemühten sich 
die Verfassungsorgane der Republik China um 
Rechtssicherheit. Der große Eifer in der Legisla-
tive bestand selbst unter den gefährlichen 
Verhältnissen während des 2. Weltkrieges fort. 
Ihre wichtigsten Ergebnisse waren das Zwangs-
vollstreckungsgesetz von 1940, das Gesetz über 
die allgemeine Mobilmachung von 1942, das 
Gesetz über die Strafbarkeit von Vergehen der 
Polizei von 1943 sowie das Notariatsgesetz und 
das Hinterlegungsgesetz aus dem Jahr 1944. 6 

                                                           
4  Chiang, Die Wandlungen im chinesischen Verfas-

sungsrecht, S. 114 ff., 233 ff; Myers, The Chinese Sta-
te in the Republican Era, S. 63; Weyrauch, Chinas 
demokratische Traditionen, S. 135 ff. 

5  Myers, The Chinese State in the Republican Era, S. 55 
ff.; Chiang, Die Wandlungen im chinesischen Verfas-
sungsrecht, S.88, 93 ff.; Kang, Compilation of the 
Laws of the Republic of China, Bd. 2, S. 51 ff. 

6  Myers, The Chinese State in the Republican Era, S. 
60; Chiang, Die Wandlungen im chinesischen Verfas-
sungsrecht, S. 103; Hsia, Wartime Judicial Reform, S. 
277; Weyrauch, Chinas unbeachtete Republik, Bd. 1, 
S. 139 ff.; Kang, Compilation of the Laws of the Re-
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Diese Errungenschaften hatten zwar noch 
nicht zu einer Rechtsstaatlichkeit geführt, da 
noch eine erhebliche Diskrepanz zwischen der 
theoretischen Rechtskonzeption und der 
Rechtspraxis bestand, doch wurde die Reform 
kontinuierlich vorangetrieben. Freizügigkeit und 
der ungehinderte Fluss von Ideen erleichterten 
solche Fortschritte. 1 

Nach Kriegsende fiel die Insel Taiwan nach 
50jähriger Kolonialherrschaft Japans an China 
zurück. Damit erstreckte sich das Recht der 
Republik China ab 1945 auch auf diesen neuen 
Teil des Territoriums. Die 1936 begonnene 
Verfassungsreform konnte in Folge 1946 zu 
Ende geführt werden, sodass Chinas erste Ver-
fassung zur Verabschiedung eingebracht wurde. 
Sie trug nicht mehr den Charakter eines Provi-
soriums, sondern stand auf Dauer im Einklang 
mit dem Wertesystem moderner Verfassungen. 
Gegliedert in eine Präambel und 14 Kapiteln mit 
176 Artikeln garantierte sie das Funktionieren 
eines demokratischen Rechtsstaats. Mit ihr ka-
men das landesweite Frauenwahlrecht (Art. 7, 
17), ein Frauenquorum in den Parlamenten und 
feste Sitze für Minderheitsethnien (Art. 26), 
sowie die Rechtsgarantien der Wahl, Abwahl, 
der Gesetzesinitiative und des Referendums (Art. 
17). 2 

Die Verfassung stellte sich als Kompromiss 
der Vorstellungen der Guomindang, der Jung 
China-Partei (Zhongguo Qingniandang 中國青
年 黨 ) und der Sozialdemokratischen Partei 
Chinas (Zhongguo Shehui Minzhudang 中國民
主社會黨) unter Führung des exponierten Phi-
losophen und Menschenrechtlers Zhang Junmai 
(张君劢) dar. 3  

Erste Wirkungen des neuen Verfassungs-
rechts zeigten sich in den kompetitiven Wahlen 
von 1947 und ihren Ergebnissen: Unabhängige 
Abgeordnete stellten überraschenderweise die 
Mehrheit. Die Guomindang wurde jedoch stärk-

                                                                                
public of China, Bd. 1, S. 745 ff., 779 ff., 801 ff., Bd. 
2, S. 31 ff., 288 ff.   

1  Dikötter, The Age of Openness, S. 29 f.  
2  Weyrauch, Chinas demokratische Traditionen, S. 204 

ff., 215; Text: Verfassungen der Welt, Verfassung der 
Republik China vom 25.12.1946, 
http://www.verfassungen.net/rc/china46-i.htm, Ab-
ruf am 10.03.2018. 

3  Weyrauch, Chinas demokratische Traditionen, S. 209 
ff. 

ste Fraktion, während die Sozialdemokratische 
Partei Chinas und die Jung China-Partei Ach-
tungserfolge verbuchten. Zum ersten Mal in der 
Geschichte des Staates waren Frauen aus allen 
Landesteilen in der Nationalversammlung und 
in der Gesetzgebungskammer vertreten. 4 

Allerdings fehlten die Kommunistische 
Partei Chinas und ihre Verbündeten aus den 
Linksparteien. Ab 1946 befanden sie sich in 
einem bewaffneten Konflikt mit der National-
regierung in Nanjing. Sie weigerten sich folglich, 
Kandidaten für die Wahlen zu stellen. 5 

Mit Inkraftsetzung der Verfassung durch die 
Nationalversammlung sollte der politische 
Handlungsrahmen für die nächsten Jahrzehnte 
geschaffen werden, doch sah die Nationalver-
sammlung angesichts der immer heftiger wer-
denden Kämpfe mit der kommunistischen Ro-
ten Armee (später: Volksbefreiungsarmee) die 
Notwendigkeit zur Außerkraftsetzung von 
Teilen der Konstitution durch die Verab-
schiedung der „Vorläufigen Bestimmungen für 
die Dauer der Bekämpfung der kommu-
nistischen Rebellion“. In der nachfolgenden 
Wahl des Präsidenten und seines Vizepräsiden-
ten stand damit fest, beide Funktionsträger 
würden künftig mit jener Sondervollmacht 
autoritär regieren. 6 

Landesweit setzten zwischen 1945 und 1948 
2.096 Gerichte das Recht in Zivil- und Strafpro-
zessen um, davon 1.187 Amtsgerichte, 753 Dist-
riktgerichte, 119 Obere und 37 Oberste Gerich-
te. Hinzu kam in der damaligen Hauptstadt 
Nanjing (南京 ) der Oberste Gerichtshof als 
letztinstanzliche Stufe der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit. Daneben wirkte das 
Verwaltungsgericht unterhalb des Justizhofes. 
Der Justizhof selbst behandelte 1.295 Verfahren 
zur Normenkontrolle und ähnlichen staatlichen 
Fragen. 7 

                                                           
4  Weyrauch, Chinas demokratische Traditionen, S. 222 

ff. 
5  Weyrauch, Chinas unbeachtete Republik, Bd. 1, S. 

286. 
6  Weyrauch, Chinas demokratische Traditionen, S. 232 

ff. Mit Verabschiedung der Verfassung hatte die Re-
publik China ihr Staatsziel der Einführung von „Sechs 
Kodifikationen“ (六法), d.h. Verfassung, Zivilgesetz, 
Zivilprozessgesetz, Strafgesetz, Strafprozessgesetz, 
Verwaltungsverfahrensgesetz erreicht (Anm. d. Verf.).  

7  China Handbook 1950, S. 159 f, 202 ff. 
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Die Verfassung von 1946 existiert (mit Än-
derungen) bis heute auf Taiwan. Die „Vorläufi-
gen Bestimmungen für die Dauer der Bekämp-
fung der kommunistischen Rebellion“ wurden 
dort 1991 beseitigt und mit ihr alle Grund-
rechtseinschränkungen. 1 

Nicht so auf dem chinesischen Festland: 
Hier war die 1946er Verfassung nur von kurzem 
Bestand, denn die kommunistische Revolution 
beschnitt das Territorium der Republik China 
um den Löwenanteil. An ihrem Ende stand die 
Ausrufung der Volksrepublik China im Jahr 
1949 mit der Annullierung  des bisherigen 
Rechts: „Sämtliche Gesetze und Verordnungen 
sowie das Justizsystem der reaktionären Guo-
mindang-Regierung, die das Volk unterdrücken, 
(werden) hiermit aufgehoben.“ 2 Erst mit Deng 
Xiaopings Reformen knüpfte die Volksrepublik 
China an frühere Rechtstraditionen an. 3 

Durch die Unterzeichnung der Deklaration 
der Vereinten Nationen 1942 und die Be-
teiligung am Entwurf der Charta der Vereinten 
Nationen zwischen 1943 und 1945 gestalteten 
Diplomaten der Republik China die gegenwär-
tige Weltordnung mit. Auch die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte von 1948 geht 
auf die Mitwirkung eines chinesischen Diplo-
maten, Zhang Pengchun (張彭春), zurück. 4 

                                                           
1  Executive Yuan, Republic of China Yearbook 2016, S. 

53. 
2  Weggel, Chinesische Rechtsgeschichte, S. 250. 
3  Lo, China´s Legal Awakening, S. 19 ff, 69 ff. 
4  Kim, China, the United Nations and World Order, S. 

273; Twiss, Confucian Contributions to the Universal 
Declaration of Human Rights, S. 102 ff.,  China 
Handbook 1950, S. 108 f.; Ipsen, Völkerrecht, S. 470 
f. 

 

Abb. 1: Gu Weijun, https://www.thechinastory. 
org 

 

Berühmte Juristen der Epoche vor 1949 
stellte China in stattlicher Anzahl. Darunter 
befand sich an erster Stelle Gu Weijun (Welling-
ton Koo 顧維鈞), der die Republik China 1919 
bei der Pariser Friedenskonferenz vertrat, 
1926/27 als Präsident einem Warlord-
Territorium unter dem Namen der Republik 
China vorstand, in Dumbarton 
Oaks/Washington und San Francisco maßge-
blich an der Ausarbeitung der UN-Charta bis 
1945 mitwirkte und nach einer jahrzehntelangen 
Diplomatenkarriere 1956 Richter am Interna-
tionalen Gerichtshof in den Haag wurde.  
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Abb. 2: Mei Ru’ao 梅汝璈  

Nennenswert sind zudem Xu Mo (徐謨 ), 
gleichfalls Richter am Internationalen Gericht-
shof und Gus Vorgänger, sowie Mei Ru’ao (梅
汝璈 ), zwischen 1946 und 1948 Richter am 
Internationalen Militärtribunal im fernen Osten, 
der den Prozess gegen japanische Kriegsverbre-
cher durchführte. Nicht zu vergessen sind die 
Juristen Hu Hanmin (胡漢民), Wang Jingwei 
(汪精衛) und Ju Zheng (居正), Spitzenpolitiker 
der Jahre 1912 bis 1949. 1 

 

                                                           
1  China Handbook 1950, S. 743, 750, 756, 767; Wey-

rauch, Chinas demokratische Traditionen, S. 37; The 
Wang Jingwei Website von 2015, http:// wangjing-
wei.org/en/associates-en/hu-hanmin/, Abruf am 
12.03.2018. Jene außergewöhnliche Website weicht 
stark von dem verbreiteten Geschichtsbild ab, das 
Wang Jingwei als Kollaborateur mit Japan darstellt.   

 

Abb. 3: Zheng Yuxiu (Cheng Yü-hsiu; Soumay 
Tcheng) (1891 - 1959), CC-Lizenz Wikimedia 

Wegweisend für Chinas Frauen war 
schließlich Zheng Yuxiu ( 鄭毓秀 ), Revolu-
tionärin, Frauenrechtlerin und erste Juristin des 
Landes. Wegen ihrer ausgezeichneten Sprach-
fähigkeiten in Englisch und Französisch gehörte 
sie als Attaché zur chinesischen Delegation an 
der Friedenskonferenz von Paris im Jahr 1919. 
Sieben Jahre später wurde sie nach ihrem Juras-
tudium an der Pariser Sorbonne promoviert und 
arbeitete fortan als Richterin in Shanghai, bevor 
sie Lehrtätigkeiten und politische Funktionen 
übernahm. 2   
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